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Betriebssatzung 
 
 

für den Betrieb der Stadt Gütersloh  
"Kultur Räume Gütersloh - Stadthalle und Theater" 

vom 29.03.2019 
 
 
Aufgrund der §§ 7 und 114 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NRW S. 666/SGV NRW 2023), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 18.12.2018 (GV.NRW. S. 759) in Verbindung mit der Eigenbe-
triebsverordnung für das Land Nordrhein-Westfalen, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
8.7.2016 (GV.NRW. S. 559) hat der Rat der Stadt Gütersloh in seiner Sitzung am 29.03.2019 
die Betriebssatzung für den Betrieb der Stadt Gütersloh "KULTUR RÄUME GÜTERSLOH - 
Stadthalle und Theater" beschlossen: 
 
 

§ 1 
 

Gegenstand, Zweck und Name des Eigenbetriebes 
 

(1) Die Stadthalle und das Theater der Stadt Gütersloh bilden einen Eigenbetrieb (ohne 
Rechtspersönlichkeit) und werden nach den für diese geltenden gesetzlichen Vor-
schriften und den Bestimmungen dieser Betriebssatzung ohne Gewinnerzielungsab-
sicht geführt. 
 
Dieser Eigenbetrieb führt den Namen „Kultur Räume Gütersloh - Stadthalle und The-
ater“. 
 
Sitz des Eigenbetriebes ist Gütersloh. 

 
(2) Der Eigenbetrieb ist ein kulturelles und gesellschaftliches Zentrum der Stadt. Es stellt 

mit seinen vielfältigen Nutzungsmöglichkeiten gleichzeitig ein Angebot an die Nachbar-
gemeinden und den Kreis dar. 

 
(3) Die primäre Aufgabe des Eigenbetriebs ist der Betrieb und die Unterhaltung der Ein-

richtungen und die Durchführung von Veranstaltungen. 
 

(4) Zu den Aufgaben des Betriebszweiges "Stadthalle" gehört es, Veranstaltungen aller 
Art, auch als Eigenveranstaltungen, zu disponieren und durchzuführen. Insbesondere 
zählen hierzu Konzerte, Shows, Tagungen, Messen, Ausstellungen, Kongresse und 
Feste. 

 
(5) Aufgabe des Betriebszweiges "Theater" ist vorrangig die Durchführung von Theater- 

und Konzertveranstaltungen für alle Bevölkerungsgruppen (sog. “Bespieltheater“). 
Insbesondere zählt hierzu der Erhalt und die Weiterentwicklung von Vielfalt und Quali-
tät im Theater- und Konzertprogramm zur Gestaltung einer qualifizierten und vielfälti-
gen Kultur-, Bildungs- und Freizeitlandschaft. 

 
(6) Ferner ist es Aufgabe beider Betriebszweige, Veranstaltungen Dritter zu ermöglichen, 

soweit der Charakter der Veranstaltungen der Funktion des Eigenbetriebs als kulturel-
lem und gesellschaftlichem Zentrum der Stadt nicht widerspricht.  
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§ 2 
 

Stammkapital 
 

Das Stammkapital des Kultur- und Veranstaltungszentrums Gütersloh beträgt    5.000.000 
€ 

 
 

§ 3 
 

Aufgaben des Rates 
 

Der Rat der Stadt Gütersloh entscheidet in allen Angelegenheiten, die ihm durch die Ge-
meindeordnung, die Eigenbetriebsverordnung oder die Hauptsatzung vorbehalten sind. 

 
 

§ 4 
 

Aufgaben des Betriebsausschusses  
 

(1) Die Aufgaben des Betriebsausschusses nach § 5 EigVO werden vom Kulturausschuss 
wahrgenommen. 

 
(2) Der Betriebsausschuss entscheidet in Angelegenheiten, die ihm durch die Gemeinde-

ordnung und die Eigenbetriebsverordnung übertragen sind. Darüber hinaus entschei-
det der Betriebsausschuss in den ihm vom Rat ausdrücklich übertragenen Aufgaben 
sowie in den folgenden Fällen: 

 
a) Festsetzung der allgemeinen Entgelt- und Nutzungsbedingungen, 

 
b) Zustimmung zu Aufträgen nach VOB, VOL oder einer vergleichbaren Verdin-

gungsordnung soweit sie den Betrag von 30.000 € überschreiten und die je-
weils zuständige Prüfinstanz (Rechnungsprüfungsamt, Innenrevision o.ä.) dem 
Vergabevorschlag nicht zugestimmt hat, 

 
c) Zustimmung zu sonstigen Aufträgen, wenn das Entgelt im Einzelfall den Betrag 

von 30.000 € übersteigt, sofern die Maßnahme nicht im jeweils aktuellen Wirt-
schaftsplan veranschlagt wurde. 

 
(3) Der Betriebsausschuss berät die Beschlüsse des Rates und seiner sonstigen Aus-

schüsse vor. Über alle wichtigen Angelegenheiten ist er vom Bürgermeister und von 
der Betriebsleitung zu unterrichten. 

 
(4) Er entscheidet in den Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Rates unterlie-

gen, falls die Angelegenheit keinen Aufschub duldet. In Fällen äußerster Dringlichkeit 
kann der Bürgermeister mit dem Vorsitzenden des Betriebsausschusses entscheiden. 
§ 60 Abs. 1 Satz 3 und 4 GO NW gelten entsprechend. 

 
(5) In den Angelegenheiten, die der Beschlussfassung des Betriebsausschusses unterlie-

gen, entscheidet, falls die Angelegenheit keinen Aufschub duldet, der Bürgermeister 
im Einvernehmen mit einem Mitglied des Betriebsausschusses. § 60 Abs. 2 S. 2 und 3 
GO NW gelten entsprechend. 

 
(6) Sämtliche in der Satzung genannten Beträge sind Nettoangaben, d.h. ohne Mehrwert-

steuer. 
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§ 5 
 

Stellung und Aufgaben des Bürgermeisters 
 

(1) Der Bürgermeister ist Dienstvorgesetzter der Mitarbeiter/-innen des Eigenbetriebes. 
 

(2) Im Interesse der Einheitlichkeit der Verwaltungsführung kann der Bürgermeister der 
Betriebsleitung Weisungen erteilen. Dies gilt nicht für Angelegenheiten der laufenden 
Betriebsführung, die ausschließlich der Betriebsleitung unterliegen. 

 
(3) Die Betriebsleitung hat den Bürgermeister in wichtigen Angelegenheiten des Eigenbe-

triebs zu unterrichten und ihm auf Verlangen Auskunft zu erteilen. 
 

(4) Glaubt die Betriebsleitung nach pflichtgemäßem Ermessen die Verantwortung für die 
Durchführung einer Weisung des Bürgermeisters nicht übernehmen zu können und 
führt ein Hinweis auf entgegenstehende Bedenken der Betriebsleitung nicht zu einer 
Änderung der Weisung, so hat sie sich an den Betriebsausschuss zu wenden. Wird 
keine Übereinstimmung zwischen diesem und dem Bürgermeister erzielt, ist die Ent-
scheidung des Hauptausschusses herbeizuführen. 

 
 

§ 6 
 

Unterrichtung der Kämmerin 
 

Die Betriebsleitung des Eigenbetriebs hat der Kämmerin den Entwurf des Wirtschafts-
plans, des Jahresabschlusses sowie die Zwischenberichte zuzuleiten.  
Sie hat ihr auf Anforderung alle sonstigen finanzwirtschaftlichen Auskünfte zu erteilen.  
 

 
 

§ 7 
 

Betriebsleitung 
 

(1) Die Betriebsleitung des Eigenbetriebs besteht gem. § 2 Abs. 2 EigVO NRW aus zwei 
Mitgliedern. Sie setzt sich aus dem kaufmännischen Betriebsleiter und dem künstle-
rischen Leiter des Theaters zusammen. Sie werden vom Rat bestellt.  

 
(2) Der jeweils eigene sowie der gemeinsame Verantwortungsbereich ergeben sich aus 

der Dienstanweisung für die Betriebsleitung. In dem gemeinsamen Verantwortungs-
bereich haben sich der kaufmännische Betriebsleiter und der künstlerische Leiter des 
Theaters um einvernehmliche Lösungen zu bemühen. Kommt keine Einigung zu-
stande, so entscheidet abschließend der Beigeordnete für Kultur und Weiterbildung. 

 
(3) Der Eigenbetrieb wird von der Betriebsleitung selbständig geleitet, soweit nicht durch 

die Gemeindeordnung, Eigenbetriebsverordnung oder die Satzung etwas anderes 
bestimmt ist. Der Betriebsleitung obliegt insbesondere die laufende Betriebsführung. 
Sie ist für die wirtschaftliche Führung des Eigenbetriebs verantwortlich und hat die 
Sorgfalt eines ordentlichen und gewissenhaften Geschäftsleiters anzuwenden. Für 
Schäden haftet die Betriebsleitung entsprechend den Vorschriften des § 84 des Lan-
desbeamtengesetzes. 
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§ 8 
 

Personalangelegenheiten 
 

Arbeits- und dienstrechtliche Entscheidungen trifft der Bürgermeister.  Er kann seine Ent-
scheidungsbefugnis auf die Betriebsleitung übertragen. Soweit der Bürgermeister sich ar-
beits- und dienstrechtliche Entscheidungen vorbehält, ist die Betriebsleitung vor Personal-
entscheidungen zu hören. 

 
 

§ 9 
 

Vertretung 
 

(1) Die Stadt wird in den Angelegenheiten des Eigenbetriebs, die ihrer eigenen Entschei-
dung oder der Entscheidung des Betriebsausschusses unterliegen, durch die Betriebs-
leitung vertreten. In den übrigen Angelegenheiten des Eigenbetriebs wird sie durch den 
Bürgermeister vertreten. Jeder Betriebsleiter vertritt den Eigenbetrieb in seinem Ver-
antwortungsbereich nach der Dienstanweisung für die Betriebsleitung allein nach au-
ßen, im gemeinsamen Verantwortungsbereich vertreten die Betriebsleiter den Eigen-
betrieb gemeinsam. 

 
(2) Die Betriebsleitung unterzeichnet unter dem Namen des Eigenbetriebs ohne Angabe 

eines Vertretungsverhältnisses, wenn die Angelegenheit ihrer Entscheidung unter-
liegt. Die übrigen Dienstkräfte unterzeichnen „Im Auftrag“. 
 
In den Angelegenheiten, die der Entscheidung anderer Organe unterliegen und in de-
nen die Betriebsleitung mit der Vertretung beauftragt wird, ist unter der Bezeichnung 

 
„Der Bürgermeister 
Kultur Räume Gütersloh - Stadthalle und Theater 
Im Auftrag“ 

 
zu unterzeichnen. 

 
(3) Erklärungen, durch die die Stadt für den Eigenbetrieb verpflichtet werden soll, werden, 

soweit sie nicht zu den Geschäften der laufenden Betriebsführung gehören, von dem 
Bürgermeister oder seiner Stellvertretung und einem der Betriebsleiter unterzeichnet. 

 
 

§ 10 
 

Wirtschaftsjahr 
 

Das Wirtschaftsjahr des Kultur- und Veranstaltungszentrums ist das Kalenderjahr. 
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§ 11 

 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Der Eigenbetrieb hat vor Beginn eines jeden Wirtschaftsjahres einen Wirtschaftsplan 

aufzustellen. Dieser besteht aus dem Erfolgsplan, dem Vermögensplan und der Stel-
lenübersicht. Der Wirtschaftsplan ist von der Betriebsleitung spätestens acht Wochen 
vor Beginn des Wirtschaftsjahres über den Bürgermeister dem Betriebsausschuss vor-
zulegen. Der Wirtschaftsplan ist mit dem Beratungsergebnis des Betriebsausschusses 
an den Rat der Stadt zur Feststellung weiterzuleiten. 

 
(2) Mehrausgaben für Einzelvorhaben des Vermögensplanes, die 15 % des Ansatzes, 

mindestens jedoch 30.000 €, überschreiten, bedürfen der Zustimmung des Betriebs-
ausschusses. 

 
(3) Sind bei der Ausführung des Erfolgsplans Erfolg gefährdende Mindererträge zu erwar-

ten, so hat die Betriebsleitung den Bürgermeister unverzüglich zu unterrichten. Erfolg 
gefährdende Mehraufwendungen bedürfen der Zustimmung des Betriebsausschus-
ses, es sei denn, dass sie unabweisbar sind. Sind sie unabweisbar, so sind der Bür-
germeister und der Betriebsausschuss unverzüglich zu unterrichten. Bei Eilbedürftig-
keit tritt an die Stelle der Zustimmung des Betriebsausschusses die des Bürgermeis-
ters; der Betriebsausschuss ist unverzüglich zu unterrichten. 

 
 
 

§ 12 
 

Zwischenberichte 
 

Die Betriebsleitung hat dem Bürgermeister und den Betriebsausschuss vierteljährlich über 
die Entwicklung der Erträge und Aufwendungen sowie über die Abwicklung des Vermö-
gensplanes schriftlich zu unterrichten. 
 
 

§ 13 
 

Rechenschaft 
 

Die Betriebsleitung hat den Jahresabschluss und den Lagebericht bis zum Ablauf von 3 
Monaten nach Ende des Wirtschaftsjahres nach den Vorschriften des dritten Buches des 
HGB für große Kapitalgesellschaften unter Berücksichtigung der Ergänzungen aus der Ei-
genbetriebsverordnung NRW (EigVO NRW) aufzustellen.  
 
 

§ 14 
Personalvertretung 

 
Der Eigenbetrieb bleibt personalvertretungsrechtlich Teil der Dienststelle Stadtverwaltung 
Gütersloh, sodass der Personalrat der Stadtverwaltung Gütersloh auch die Personalver-
tretung für den Eigenbetrieb übernimmt. Es gilt das Landespersonalvertretungsgesetz 
(LPVG). 
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§ 15 
Funktionsbezeichnungen 

 
Die Funktionsbezeichnungen dieser Satzung werden in weiblicher und männlicher Form 
geführt. 
 
 

Artikel II 
 

Inkrafttreten 
 

Die Satzung tritt am 01.04.2019 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Betriebssatzung der Kultur Räume 
Gütersloh vom 04.02.2008 außer Kraft. 


